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Änderungsantrag zu V-10 NEU

Von Zeile 44 bis 47:
Eine konsequente Erfassung und Verfolgung antisemitischer Straftaten abseits der ohnehin
problematischen polizeilichen ‚Politisch motivierten Kriminalitätsstatistiken‘. ist längst überfällig. Auch
muss die Förderung von zivilgesellschaftlichen Projekten zur Antisemitismusprävention sowie zur
Unterstützung Betroffener verbessert werden.

Wir fordern die Gliederungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur inhaltlichen Auseinandersetzung mit
der BDS-Bewegung auf, um diese entschieden zurückzudrängen. Sie sollen erklären, dass gemäß den
Nahost-Beschlüssen von Bündnis 90/Die Grünen die EU und die Bundesregierung beide Seiten mit
positiven wie negativen Anreizen zu direkten und substantiellen Friedensgesprächen mit dem Ziel einer
Zwei-Staaten-Lösung bewegen sollen. Sie sollen erläutern, dass nach bündnisgrünem Willen die EU und
die Bundesrepublik Deutschland konkrete Maßnahmen gegen die Besatzungs- und Siedlungspolitik
ergreifen sollen. Sie sollen darlegen, dass Grüne auf weitreichende Unterstützung für alle
friedensfördernde, konstruktive Schritte und auf negative Konsequenzen für konfliktverschärfende,
kontraproduktive Schritte durch die EU und die Bundesregierung hinarbeiten. Veranstaltungen, die
einseitig die Forderungen der BDS-Bewegung unterstützen, tragen wir nicht mit.

Begründung

siehe Begründung zum Antrag V-10-neu-001

Landesdelegiertenkoferenz Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Samstag, den 21. April 2018,
WISTA-Veranstaltungsgelände Adlershof.
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